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Am 11. Juni 2004 verabschiedete die Staatsduma der Föderationsversammlung
(Parlament) der Russischen Föderation das neue Föderationsverfassungsgesetz
„Über das Referendum der Russischen Föderation". Präsident Vladimir Putin
setzte es am 28. Juni 2004 durch seine Unterzeichnung in Kraft. Das Gesetz, das
auf eine Vereinheitlichung der Wahl- und Referendumsgesetzgebung abzielt,
ersetzt das gleichnamige Gesetz vom 10. Oktober 1995.

Das Gesetz legt das Verfahren für die Initiierung eines landesweiten Referendums,
für die Bildung von Referendumkommissionen, für die Abstimmung und die
Stimmauszählung fest. Es garantiert den Zugang von Beobachtern zum
Abstimmungsprozess, beinhaltet eine Liste der Fragen, über die nicht in einem
Referendum abgestimmt werden kann, und legt das Verfahren für die
Finanzierung von Referendumkampagnen fest. Neben allgemeinen Bestimmungen
enthält das Gesetz spezielle Vorschriften zur Medienberichterstattung über
Referendumkampagnen, zum Verhältnis zwischen den Massenmedien, den
Referendumkommissionen und Initiativgruppen sowie zum Einsatz neuer
Medientechnologien bei Referendumkampagnen.

Kapitel 9 des Gesetzes ist der Berichterstattung über Referenden gewidmet. Die
Berichterstattung umfasst sowohl Information als auch Wahlwerbung.

Der Begriff Information wurde im früheren Referendumsgesetz nicht verwendet.
Information umfasst sowohl gleiche und unvoreingenomme Berichterstattung zu
den Aktivitäten von Referendumgruppen und politischen Parteien ohne jede
Kommentierung durch die Massenmedien als auch die Veröffentlichung von
Meinungsumfragen. Gemäß Artikel 55, Ziffer 1 des Gesetzes steht es den
Massenmedien frei, die Öffentlichkeit über Referendumkampagnen zu
informieren. Gleichzeitig ist es Journalisten oder anderen Mitarbeitern von
Massenmedien nicht gestattet, für oder gegen ein Referendumthema einzutreten
(Art. 60, Ziff. 5, Punkt 7). Als einzige sind von den oben genannten Vorschriften
Massenmedien ausgenommen, die von politischen Parteien oder
Referenduminitiativgruppen gegründet wurden (Art. 55, Ziff. 3).

Nach dem Gesetz sind Kampagnen zu betrachten als „Aktivitäten, die im Rahmen
einer Referendumkampagne durchgeführt werden und darauf abzielen,
Teilnehmer eines Referendums dazu zu veranlassen oder aufzufordern, entweder
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eine Initiative zur Abhaltung eines Referendums durch Eintrag in
Unterschriftenlisten oder anderweitig zu unterstützen oder die Unterstützung
einer solchen Initiative zu verweigern, abzustimmen oder eine Abstimmung
abzulehnen bzw. die zur Abstimmung gestellte(n) Frage(n) zu befürworten oder
abzulehnen" (Art. 4, Ziff. 2, Punkt 1). Die einzige zulässige Beteiligung von
Massenmedien an der Kampagne besteht in der Bereitstellung von Sendezeit bzw.
Druckspalten für Referendumgruppen. Alle staatlichen Rundfunkveranstalter sind
verpflichtet, eine bestimmte Sendezeit für Referendumkampagnen kostenlos zur
Verfügung zu stellen. Gemäß Art. 59, Ziff. 2 gilt eine Rundfunkgesellschaft als
„staatlicher Rundfunkveranstalter", wenn sie eine der folgenden Bedingungen
erfüllt: einer der Gründer oder Mitgründer ist ein staatliches Organ oder es gibt
staatliche Kapitalbeteiligung oder sie hat Mittel aus dem Föderations- oder
Regionalhaushalt im Laufe des Jahres erhalten, das der Registrierung der
initiierenden Gruppe des Referendums vorausgegangen ist. Sowohl staatlichen als
auch nichtstaatlichen Massenmedien ist es gestattet, „Initiativgruppen der
Kampagne" kostenpflichtige Sendezeit oder Druckspalten zur Verfügung zu
stellen. Dies gilt unter der Voraussetzung, dass diese Medienunternehmen die
Preise und Bedingungen für die Platzierung der Werbung für alle Teilnehmer der
Kampagne unter gleichen Bedingungen vorab veröffentlichen (Art. 59, Ziff. 9, 10).

Die Beziehungen zwischen den Massenmedien und den
Referendumkommissionen basieren auf dem Grundsatz der Offenheit. Vertretern
der Massenmedien ist es gestattet, an sämtlichen Sitzungen der
Referendumkommissionen teilzunehmen. Das Gesetz verpflichtet die Zentrale
Wahlkommission und die Referendumkommissionen, die Massenmedien mit
Informationen über den Abstimmungstermin, die Finanzierung der Kampagne
sowie über die Abstimmungsergebnisse zu versorgen. Die staatlichen
Massenmedien sind verpflichtet, eine Reihe von Gesetzen in Bezug auf die
Referendumkommissionen zu veröffentlichen. Darüber hinaus müssen
landesweite staatliche Rundfunkveranstalter der Zentralen Wahlkommission
wöchentlich mindestens 15 Minuten kostenlose Sendezeit zur Verfügung stellen,
damit sie die Öffentlichkeit über die Wählerrechte und das Abstimmungsverfahren
informieren kann. Regionale staatliche Rundfunkveranstalter müssen regionalen
Referendumkommissionen wöchentlich mindestens 10 Minuten kostenlose
Sendezeit für denselben Zweck zur Verfügung stellen.

Eine der Innovationen des Gesetzes besteht in der Verpflichtung eines
Regierungsorgans, Informationen über das Internet zu verbreiten. Die Zentrale
Wahlkommission der Russischen Föderation wird verpflichtet, genau festgelegte
Informationen ins Internet zu stellen (z. B. Gesetzestexte, die zur Abstimmung
stehen, die Abstimmungsergebnisse etc.).

Föderationsverfassungsgesetz über das Referendum der Russischen Föderation,
Amtsblatt vom 30. Juli 2004, Nr. 137-d
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